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Indigene aus Brasilien konfrontieren Schweizer Banken
Finanzinstitute in der Schweiz sollen ihre Ver-
antwortung für den Schutz der Umwelt und der 
Menschenrechte in Brasilien wahrnehmen. Das 
forderten Alessandra Munduruku und Juarez Mun-
duruku bei ihrem Besuch in der Schweiz. In ver-
schiedenen Gesprächen wiesen sie Schweizer Be-
hörden und Unternehmen auf die verheerenden 
Auswirkungen von geplanten Infrastrukturpro-
jekten im Amazonas hin. Als Direktbetroffene 
wehren sie sich mit aller Kraft gegen die Vorha-
ben – und bitten dabei die Schweizer Bevölkerung 
um Unterstützung. 
 
«Unser Zuhause ist nicht nur ein Gebäude», sagt Ales-
sandra Munduruku, Angehörige der indigenen Mun-

duruku. «Unser Zuhause ist ein Gebiet, ein riesiges 
Territorium. Jedes Stück davon ist wichtig, denn es 
beherbergt Fische, Wildtiere und Heilpflanzen. Für 
uns ist unser Territorium heilig». Doch das Land der 
Munduruku im Tapajós-Gebiet ist bedroht. Als Folge 
der geplanten Eisenbahnlinie Ferrogrão und mehreren 
Dämmen, Wasserkraftwerken und einer Wasserstrasse 
würden grosse Gebiete der Munduruku überschwemmt, 
andernorts würden Flüsse austrocken und Wald abge-
holzt. An diesen geplanten Infrastrukturprojekten 
sind indirekt auch Schweizer Finanzinstitute wie die 
UBS, Credit Suisse und die Schweizerische National-
bank beteiligt, wie der neue Bericht der GfbV zeigt: 
Sie vergaben Kredite oder Investitionen an mehrere 
der Firmen, die an den Projekten interessiert sind. 

Zerstörung des Amazonas-Regenwaldes 



Alessandra Munduruku und Indigenen-Anführer Juarez Mundu-
ruku reisten deshalb Ende September in die Schweiz und wiesen 
die Firmen auf die irreversiblen sozialen und ökologischen Schä-
den der geplanten Projekte hin. 
 
Schweizer Banken sollen Verantwortung übernehmen
Im Gespräch mit Vertreterinnen und Vertretern der Schweize-
rischen Nationalbank (SNB), des Staatssekretariates für Wirtschaft  
(SECO) und weiteren Behörden betonte Juarez Munduruku: 
«Jetzt ist der Moment zum Handeln, bevor der Schaden ange-
richtet ist». Die Finanzinstitute haben grossen Einfluss auf die 
Projekte, wie Alessandra Munduruku sagt: «Ohne Banken, die 
Geld geben, gäbe es keine Eisenbahn, keine Wasserstrasse und 
keine Kraftwerke». Die beiden Delegierten aus dem Amazonas 
fordern von den Firmen deshalb, dass sie ihren Einfluss wahrneh-
men, um sich gegenüber den brasilianischen Geschäftspartnern 
für die Rechte der Indigenen einzusetzen. Hierzu schilderten sie 
den Anwesenden die dramatische Situation vor Ort, die bereits 
jetzt durch illegallen Bergbau, Umweltverschmutzung und Ab-
holzung geprägt ist. Die geplanten Infrastrukturprojekte würden 
diese Situation massiv verschlimmern. «Uns zu wehren ist aber 
gefährlich», betonte Alessandra Munduruku. «Wir kämpfen mit 
unserem Körper, mit unserem Leben». Die beiden Delegierten 
stellten klar: Wenn die Schweiz eine Vorreiterrolle als nachhal-
tigen Finanzplatz einnehmen will, muss sie sofort handeln. Die 
Worte von Alessandra und Juarez Munduruku lösten grosse Be-
troffenheit unter den Vertreterinnen und Vertretern der Banken 
und Behörden aus. Sowohl das Staatssekretariat für Wirtschaft 
(SECO) als auch die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht (FINMA) 
wollen die Ergebnisse des GfbV-Berichts und die Anliegen der 
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beiden Indigenen in interne Diskussionen mit Banken und 
anderen Behörden einbeziehen. 

Bereitschaft, sich für die Anliegen der Indigenen einzuset-
zen, zeigten auch die Parlamentarierinnen Sibel Arslan, Chri-
stine Badertscher und Claudia Friedl. Bei einem Treffen im 
Bundeshaus waren auch sie von den Aussagen der beiden 
Delegierten berührt und kündigten an, diese Thematik im 
Parlament mit Vorstössen aufzugreifen. Für Alessandra und 
Juarez Munduruku war dieses Treffen von grosser Bedeutung, 
denn in Brasilien sind die Türen der Politik für sie verschlos-
sen und ihre Anliegen und Forderungen werden nicht gehört.

Auch die Schweizer Bevölkerung kann aktiv werden
Alessandra Munduruku und Juarez Munduruku sehen die Ver-
antwortung für die Ausbeutung des Amazonas aber nicht nur 
bei den Firmen und Finanzinstituten. Sie fordern die Bevöl-
kerung auf, selbst aktiv zu werden: «Die Schweizer Bevöl-
kerung soll auf den Konsum von Fleisch und Soja aus dem 
Amazonas verzichten. Diese Produkte sind verantwortlich für 
die Abholzung und Zerstörung unseres Lebensraumes», sagt 
Alessandra Munduruku. Wichtig ist der Menschenrechtsakti-
vistin und dem Dorfanführer auch die Sensibilisierung der 
Kinder für die dramatische Situation im Amazonas. Sie sind 
die nächste Generation, die mit ihrem Wissen und Handeln 
eine neue Zukunft gestalten werden. Die beiden Indigenen 
wünschen sich, dass der Schutz des Amazonas dabei einen 
hohen Stellenwert einnehmen wird. 

Text: Patricia Martins Rodrigues GfbV-Praktikantin Kampagnen 

Bei ihrem Besuch in der Schweiz mobilisierten Alessandra und Juarez Munduruku an mehreren Anlässen des Kulturfestivals Culturescapes für den Schutz des Amazonas.
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Editorial
Dank riesigen Infrastrukturprojekten im Amazonas soll 
Getreide wie Soja noch schneller und günstiger in alle 
Welt verschifft werden. Sie hätten zerstörerische Auswir-
kungen auf die Natur und bedrohen die Territorien und 
das Leben von indigenen Gemeinschaften, wie ein neuer 
Bericht der GfbV zeigt. Je nach Projektverantwortliche sind 
auch Schweizer Finanzinstitute beteiligt. Auf Einladung 
der GfbV reisten die Menschenrechtsaktivistin Alessandra 
Munduruku und der Dorfanführer Juarez Munduruku  
deshalb im September in die Schweiz. Sie sprachen mit ver-
schiedenen Vertreterinnen und Vertretern von Schweizer 
Finanzinstituten und Behörden und forderten von ihnen 
die Anerkennung der Indigenenrechte bei der wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit mit Brasilien. Mehr dazu im 
Hauptartikel ab Seite 1.

Infrastrukturprojekte, welche die Landrechte von indige-
nen Gemeinschaften verletzen, sind auch in Norwegen 
eine traurige Realität. Rund drei Jahre nach dem Bau der 
Windkraftanlage in Storheia zeigt sich: Die Rentierzucht 
der lokalen Sami-Gemeinschaft ist existenziell gefährdet. 
Dennoch gibt es gleich mehrere Erfolge zu feiern, wie Sie 
auf Seite 6 lesen können. So bekennt sich der Energiekon-
zern BKW nach jahrelanger Arbeit der GfbV zum besseren 
Schutz der Indigenen-Rechte.

Dass Schweizer Firmen Menschenrechte stärker verankern 
müssen, zeigt auch das Beispiel Zwangsarbeit in Ostturke-
stan. Erfahren Sie auf Seite 7 von unseren neuen Kampa-
gnenleiterin Fabienne Krebs, welche Vorarbeit die GfbV 
dazu geleistet hat.

Der Besuch von Alessandra und Juarez Munduruku hat 
gezeigt: Ein direkter Austausch mit betroffenen Indigenen 
hinterlässt bei Entscheidungstragenden einen bleibenden 
Eindruck. Das ist nur möglich dank treuen Unterstütze-
rinnen und Unterstützern wie Ihnen. 

Herzlichen Dank!

Julia Büsser, GfbV-Kampagnenleiterin

«Wir werden unsere Heimat verlas-
sen müssen»

Welche Auswirkungen werden die geplanten Infrastrukturpro-
jekte auf die lokalen indigenen Gemeinschaften haben? 
Juarez Munduruku: Unser Lebensraum steht bereits jetzt unter gros-
sem Druck. Es gibt insgesamt sechs Häfen im Tapajós, diese Zahl 
wird sich auf 40 erhöhen. Ausserdem müssen Wasserkraftwerke ge-
baut werden, um die Ferrogrão-Eisenbahn mit genügend Energie 
zu versorgen. Dadurch würde das Dorf, in dem meine Gemeinschaft 
lebt, überfl utet. Wir werden unsere Heimat also verlassen müssen. 
Die Regierung spricht von Umsiedlung, aber in Wahrheit werden wir 
vertrieben. 

Ist es bei anderen Infrastrukturprojekten zur Vertreibung indi-
gener Gemeinschaften gekommen?
Ja, das war der Fall beim Belo Monte-Staudamm. Die Regierung ver-
sprach den dort lebenden Gemeinschaften, dass sie eine Entschä-
digung erhalten werden. Aber ich weiss, dass sie bis heute nichts 
erhalten haben. Wir glauben nicht mehr an diese leeren Verspre-
chungen und kämpfen deshalb gegen diese neuen Projekte. 

Gibt es Beispiele von Firmen, die eine positive Zusammenarbeit 
mit indigenen Gemeinschaften schaffen konnten? 
Nein. Sie erzählen zwar der Öffentlichkeit, dass es eine Zusammen-
arbeit mit uns gibt, indem sie eine öffentliche Anhörung veran-
stalten. Doch die ist weit weg in einer grossen Stadt, so dass wir 
meistens nicht anwesend sein können und unsere Bedenken nicht 
gehört werden. Dennoch veröffentlichen die Firmen später Berichte, 
oft in Fremdsprachen, in denen sie behaupten, sie hätten uns kon-
sultiert und wir seien mit den Projekten einverstanden.

Was sind Ihre Forderungen an die brasilianische Regierung? 
Wir erwarten von der brasilianischen Regierung zwei Dinge. Erstens 
soll der Staat unsere Territorien demarkieren und als offi zielles in-
digenes Territorium anerkennen, wie es in der brasilianischen Ver-
fassung steht. Auf diese Weise können Unternehmen nicht mehr 
behaupten, dass diese Gebiete Niemandsland seien, und unsere 
Existenz leugnen. Zweitens muss der Staat sicherstellen, dass wir 
bei allen geplanten Projekten tatsächlich konsultiert werden.

Interview: Patricia Martins Rodrigues GfbV-Praktikantin Kampagnen
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Tapajós-Region

Rio Tapajós

Rio Juerena Rio Teles Pires

Brasilien

Brasilien ist der weltgrösste Sojaproduzent 
und zweitgrösste Rindfleischproduzent. 

Alleine im Mai 2021 wurde pro Stunde eine 
Fläche von 230 Fussballfeldern Regenwald 
abgeholzt.

Im Tapajós leben über 20’000 indigene  
Personen aus mindestens 16 verschiedenen 
Ethnien.

Die Regierung unter Präsident Bolsonaro  
untergräbt und schwächt die Rechte der  
indigenen Bevölkerung laufend.

Die Ferrogrão-Eisenbahn soll den lokalen 
Getreidetransport um 70 % steigern.

Die Tapajós-Wasserstrasse soll Getreide 
viermal günstiger transportieren als bisher.

Zahlreiche Wasserkraftwerke sollen 12 
Gigawatt Strom liefern für die Industrie. 
Das ist vier Mal mehr Leistung, als alle 
vier Schweizer Kernkraftwerke zusammen 
haben.

•	780 km2 geschütztes indigenes Territorium würden geflutet, das entspricht der Fläche des Kantons 
	 Solothurn. Dadurch würden zahlreiche Gemeinschaften ihr Zuhause verlieren.
•	Kleine Nebenflüsse als wichtige Verkehrswege würden zerstört werden, das Fischen wäre erschwert 
	 und Trinkwasser würde verschmutzt.
•	Wald würde abgeholzt und die Grenzen des Naturschutzparks Jamanxim müssten verschoben wer- 
	 den. Das würde das bisher geschützte Gebiet für die wirtschaftliche Nutzung öffnen.
•	Bereits heute sind 15'000 illegale Goldsuchende in der Region. Diese Zahl würde wohl zunehmen.

Schweizer Geld im Tapajós?

Folgen der Projekte für indigene Gemeinschaften:

Geplante Infrastrukturprojekte  
im Tapajós:

Hintergrund:
Finanzflüsse aus  

der Schweiz



Schweiz

Schweizer Geld im Tapajós?

Quellen: siehe GfbV-Bericht «Voices from Tapajós» unter:  
www.gfbv.ch/amazonas

Forderungen der indigenen Gemein-
schaften und der GfbV 

An die Schweizer Finanzinstitute:

• Proaktives Handeln: Finanzinstitute sollen 
Indigenen-Rechte in den eigenen Richtlinien 
verankern. In der aktuellen Projektphase sol-
len sie Einfluss auf Geschäftspartner nehmen 
und die Einhaltung der Indigenen-Rechte von 
Beginn weg einfordern.

• Dialogbereitschaft: Die Finanzinstitute sol-
len durch den Austausch mit betroffenen Ge-
meinschaften und NGOs möglichen Schaden 
abwenden.

• Transparenz: Die Firmen sollen bezüglich 
ihrer Rolle und Verantwortung in den geplan-
ten Infrastrukturprojekten gegenüber den 
Betroffenen und der Öffentlichkeit transpa-
rent sein.

An die Schweizer Politik:

• Mit dem Freihandelsabkommen Mercosur 
wird sich die Wirtschaftsbeziehung zwischen 
der Schweiz und den südamerikanischen Län-
dern intensivieren. Die GfbV verlangt verbind-
liche Kontroll- sowie Sanktionsmechanismen 
bezüglich Indigenen-Rechten und Umwelt-
schutz.

An die brasilianische Regierung:

• Schutz der Rechte der indigenen Völker ge-
mäss der Verfassung und Anerkennung des 
Rechts auf Selbstbestimmung und des Rechts 
auf Territorium.

	 Geplante Eisenbahn Ferrogrão im 		
	 Tapajós: die Finanzflüsse aus der  

		  	 Schweiz

Über 20 Firmen haben Interesse am Projekt  
signalisiert, zum Beispiel: 

•	Archer Daniels Midland (ADM) (Getreide- und 
	 Ölverarbeitung, USA)

•	Cargill (Getreidehandel, USA) 

•	China Communications Construction 
	 Company (Bausektor, China) 

•	Louis Dreyfus Company (niederländischer 
	 Mischkonzern)

Diese Firmen erhalten von folgenden Schweizer 
Finanzinstituten Investitionen oder Kredite:
AKFED, Credit Suisse, Julius Bär, Schweize- 
rische Nationalbank, UBS, Zürcher Kantonal-
bank

	 Geplante Wasser-Projekte im Tapajós:  
	 die Finanzflüsse aus der Schweiz

Rund 10 Unternehmen haben Interesse an den 
Projekten signalisiert, zum Beispiel: 

• China Three Gorges (staatliches Energiever- 
	 sorgungsunternehmen)

• EDF (französische Elektrizitätsgesellschaft, 
	 staatlich dominiert)

• Enel (italienischer Energiekonzern)

• Iberdrola (spanisches Stromunternehmen)

Diese Firmen erhalten von folgenden Schweizer 
Finanzinstituten Investitionen oder Kredite: 
Credit Suisse, Pictet, UBS, Vontobel, Zürcher  
Kantonalbank 



Norwegen/Schweiz

Nach einem monatelangen Schlich-
tungsverfahren mit der GfbV verpflich-
tete sich der Berner Energiekonzern 
BKW zu einem besseren Schutz der 
Rechte indigener Gemeinschaften. An-
lass für das Verfahren gab die Wind-
kraftanlage Storheia in Norwegen. Kurz 
darauf entzog das höchste norwegische 
Gericht dieser Anlage nachträglich die 
Betriebslizenz. Das Beispiel ist ein Sig-
nal an die gesamte Energiebranche, die 
Menschenrechte bei der Energiewende 
nicht aussen vor zu lassen.

Die Rotoren der Windturbinen in Storheia 
drehen sich langsam, aber stetig. 80 Tur-
binen sind es, verteilt auf einer Fläche fast 
so gross wie die Stadt Bern. Seit zweiein-
halb Jahren stehen sie dort, wo vorher die 
wichtigste Rentier-Winterweide der loka-
len Südsami-Gemeinschaft war. Seither 
hat die Windkraftanlage – entgegen den 
Behauptungen der Betreiberfirma – einen 
starken negativen Einfluss auf die Ren-
tiere: Sie meiden das Gebiet weitläufig. 
Die vergangenen zwei Winter konnten die 
Tiere noch auf andere Weiden ausweichen. 
Doch ohne jene in Storheia ist die Zukunft 
der lokalen Rentierzucht ungewiss. «Ent-
weder müssen wir die Anzahl Rentiere 
drastisch reduzieren, oder wir müssen die 
Tiere im Winter in ein Gehege treiben und 
mit teurem Kraftfutter füttern. Beides ver-
letzt das Recht, unsere Kultur auszuüben», 
sagt Leif Jåma, ein betroffener Rentier-
züchter.

Die GfbV übt Druck aus – mit Erfolg
Die GfbV unterstützt die Südsami-Ge-
meinschaft seit mehreren Jahren. Denn 
auch die BKW und die Schweizer Invest-
ment-Firma Energy Infrastructure Partners 
(zuvor Credit Suisse), sind an der Wind-
kraftanlage in Storheia beteiligt. Im Ja-
nuar 2020 hat die GfbV gegen die BKW 
deshalb eine Beschwerde beim Schweizer 
Kontaktpunkt für die OECD-Leitsätze für 
multinationale Unternehmen eingereicht. 
Es folgte ein monatelanges Schlichtungs-
verfahren, bei dem die GfbV den Energie-
konzern von der Wichtigkeit überzeugen 
konnte, bei erneuerbaren Energien die 
Menschenrechte zu berücksichtigen.

Die BKW verankert nun das Prinzip der 
freien, vorherigen und informierten Zu-
stimmung (FPIC) in ihren internen Richt-
linien. Es ist das wichtigste Instrument für 
Indigenenrechte weltweit, insbesondere 
wenn es um wirtschaftliche Projekte auf 
dem Gebiet von indigenen Gemeinschaf-
ten geht. Dank einer solchen verbesser-
ten Sorgfaltsprüfung soll es gar nicht erst 
zu Menschenrechtsverletzungen kommen. 
Falls doch, kann die BKW dank Ausstiegs-
klauseln künftig aus der Geschäftsbezie-
hung aussteigen. Darüber hinaus wird sie 
niederschwellige Beschwerdemechanis-
men auf Projektebene verankern.

Der Schaden ist angerichtet 
Rentierzüchter Leif Jåma freut sich über 
den Erfolg in der Schweiz. Er hofft, dass 

andere Firmen dem Beispiel der BKW fol-
gen und Indigenenrechte stärker berück-
sichtigen werden. Auf die Windkraftanlage 
in Storheia hat es allerdings keine Aus-
wirkungen. Nicht nur diese, auch die an-
deren fünf Teilanlagen des Riesenprojekts 
«Fosen Vind» wurden mittlerweile fertig- 
gestellt und im Sommer mit einer öffent-
lichen Besichtigungstour und einem Kon-
zert eingeweiht. Besonders stossend ist 
für die Sami-Gemeinschaft, dass diese Fei-
erlichkeiten nur wenige Tage vor dem Re-
kursverfahren am höchsten norwegischen 
Gericht stattfanden. Es war die letzte In-
stanz einer Reihe von Gerichtsverfahren 
gegen die Betreiberfirma, welche die Züch-
terinnen und Züchter in den letzten Jah-
ren auf sich genommen hatten.

Höchstes Gericht gibt der Gemeinschaft 
recht
Im Oktober dieses Jahres zahlte sich 
die Ausdauer der Gemeinschaft aus: Das 
höchste norwegische Gericht urteilte, die 
Windkraftanlage in Storheia gefährde das 
Fortbestehen der lokalen Rentierzucht 
unmittelbar. Das verletze das Recht der 
Sami-Gemeinschaft auf Kultur gemäss Ar-
tikel 27 des internationalen Paktes über 
bürgerliche und politische Rechte der Uno. 
Das Gericht erklärte die Betriebslizenz des 
Windkraftprojekts deshalb nachträglich für 
ungültig. Ob und wie die Anlage rückge-
baut werden muss, muss nun das norwe-
gische Energieministerium entscheiden. 
Das Urteil schafft einen Präzedenzfall in 
Norwegen und beeinflusst dadurch wei-
tere Windkraftanlagen als auch Rohstoff-
projekte auf Rentiergebieten.

Für Tabea Willi, Kampagnenleiterin bei 
der GfbV, steht fest: «Der Fall Fosen Vind 
ist ein klares Signal an die gesamte Ener-
giebranche. Es zeigt: Auch die sogenannte 
«grüne» Wirtschaft muss Menschenrechte 
respektieren. Die Energiewende darf nicht 
auf Kosten indigener Gemeinschaften ge-
hen.» Durch den Run auf Rohstoffe in der 
Arktis, die auch für erneuerbare Energien 
benötigt werden, gewinnt diese Thematik 
zunehmend an Bedeutung.

Text: Bettina Wyler stv. Kommunikationsverantwort-
liche der GfbV

Ab jetzt mehr Konzernverantwortung

Die langjährige Arbeit der GfbV zahlt sich aus: Die BKW verpflichtet sich zum besseren Schutz der Indigenen-
rechte. Das hat die GfbV und eine Sami-Delegation vor drei Jahren vom Energiekonzern gefordert.
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Menschenrechtsverletzungen in China

Zwangsarbeit in Ostturkestan:  
die Schweiz schaut zu

380’000 Stimmen für  
den Amazonas
Im Rahmen einer Protestwoche in Brasília  
gegen Jair Bolsonaros anti-indigene Agenda 
hat die GfbV zusammen mit SumOfUs zwei  
Petitionen mit über 380’000 Unterschriften an 
die brasilianische Bundesabgeordnete Joenia  
Wapichana eingereicht. Die Petitionen fordern  
die Ablehnung zweier umstrittener Gesetze, 
welche die Rechte der Indigenen massiv 
schwächen würden.

Das geplante Gesetz PL 490/2007 stellt dabei 
eine unmittelbare Bedrohung dar. Es hat zum 
Ziel, dass im Kongress neuerdings agrarwirt-
schaftsnahe Organe für die Anerkennung der 
Indigenen-Territorien zuständig wären. Das 
würde zu grossen Unsicherheiten und politi-
scher Willkür führen. Weiter sieht das Gesetz 
vor, Territorien, die erst nach der Einführung 
der brasilianischen Verfassung im Jahr 1988 
anerkannt wurden, wieder abzuerkennen. 

Auch das geplante Gesetz PL 191/2020 setzt  
die indigenen Gemeinschaften Brasiliens stark  
unter Druck (siehe Voice 2/2021). Es will die  
Ausbeutung von indigenem Land durch grosse  
Infrastruktur- und Bergbauprojekte genehmi-
gen, wie die Förderung von Erdgas oder den An-
bau von gentechnisch verändertem Saatgut.  
Das stellt eine Bedrohung für das gesamte 
Ökosystem Amazonas dar, das bereits jetzt 
unter den massiven Eingriffen der Industrie 
leidet. 

«Durch das Einreichen der Petitionen zei-
gen wir der brasilianischen Regierung, dass 
sich Menschen aus der ganzen Welt mit dem 
Kampf der Indigenen solidarisieren und sich 
klar gegen die Zerstörung des Amazonas po-
sitionieren», sagt Julia Büsser, Kampagnen-
leiterin der GfbV. Die Petitionen wurden von 
den Indigenen-Organisationen APIB und Par-
iri unterstützt.
 
Text: Selina Pfeiffer GfbV-Praktikantin Kommunikation

Seit einem Jahr überschlagen sich die Meldungen zu Zwangsarbeit in 
der chinesischen Region Ostturkestan (Chinesisch: Xinjiang). Während 
andere Regierungen mit politischen Massnahmen und Unternehmens-
richtlinien reagieren, bleibt die Schweiz untätig.

Regierungsdokumente belegen die Platzierung von 2,6 Millionen Angehöri-
gen der uigurischen, kasachischen und weiteren Minderheiten in staatlich 
vermittelte Arbeitsplätze in Ostturkestan und ganz China. Die kommunisti-
sche Partei Chinas (KPC) rechtfertigt die Vermittlung als «Armutsbekämp-
fung» und «Hilfe für Xinjiang». In Realität sind die Arbeitsprogramme aber 
Teil eines repressiven Systems zur Unterdrückung der muslimischen Minder-
heiten. So kommt ein Bericht von Amnesty International vom Juni 2021 
zum Schluss, dass Betroffenen gemäss Zeugenaussagen kaum eine andere 
Wahl bleibt, als die Arbeitsplätze zu akzeptieren. Gemäss der Definition der 
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) fallen die vorherrschenden Ver-
hältnisse in Ostturkestan somit klar unter Zwangsarbeit.

Schweizer Unternehmen stehen in der Verantwortung, ihre Lieferketten und 
Kunden auf Verbindungen zu staatlich vermittelter Zwangsarbeit zu überprü-
fen. Andere westliche Staaten haben bereits Importstopps und Exportkon-
trollen eingeführt, Sanktionen verhängt und Richtlinien veröffentlicht. Da 
der Bundesrat bislang untätig blieb, hat die GfbV Vorarbeit geleistet und ein 
Grundlagenpapier veröffentlich, das aufzeigt, wie Unternehmen aktiv wer-
den sollen. Darin enthalten ist unter anderem eine Liste mit besonders be-
troffenen Branchen und die wichtigsten Erkennungsmerkmale von staatlich 
vermittelter Zwangsarbeit. Dazu zählen etwa Formulierungen wie «Labour 
Transfer» (Arbeitstransfer) oder Fabriken innerhalb oder in der Nähe von 
Internierungslagern, insbesondere wenn sie zeitgleich erbaut wurden. Die 
GfbV fordert vom Bundesrat, darauf aufzubauen und branchenübergreifende 
Richtlinien zum Umgang mit Zwangsarbeit in Ostturkestan zu erstellen. 

Text: Fabienne Krebs GfbV-Kampagnenleiterin

Bei Produkten aus der Region Ostturkestan ist Zwangsarbeit nicht auszuschliessen. Schweizer 
Unternehmen müssen müssen dringend ihre Lieferketten überprüfen.
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 «Wir erleben einen grünen Kolonialismus» 
Aili Keskitalo war bis im Herbst dieses Jahres Präsidentin des norwegischen Sami-Parlaments. Sie engagiert sich für 

einen stärkeren Schutz der Rechte von Indigenen in Norwegen und auf globaler Ebene. 

Die Arktis steht zunehmend im Interesse von Staaten und 
Unternehmen. Warum? 
Durch den Klimawandel werden Ressourcen in der Arktis leichter 
zugänglich. Staaten und Unternehmen sind an der industriellen 
Ausbeutung dieser Ressourcen interessiert. Die Arktis ist aber 
ein sehr empfindliches Ökosystem. Eingriffe wie der Abbau von 
Ressourcen zerstören diese einmalige Natur.

Welche Auswirkungen hat das auf die indigenen Sami? 
Wir Sami leben traditionell von der Natur und mit der Natur. Alle 
Auswirkungen auf die Natur haben also einen Einfluss auf unser 
Leben. Doch wir können die Gebiete, in denen wir leben, nicht 
genügend schützen, weil der Staat unsere Landrechte zu wenig 
anerkennt. Das geht leider allen indigenen Gemeinschaften der 
Arktis so.

Können Sie ein Beispiel dafür nennen, wie der Eingriff in die 
Natur die Lebensgrundlage der Sami bedroht?
Ein Beispiel dafür ist der Bau des Fosen-Windparks auf dem Ge-
biet der Südsami. Durch die Windkraftanlage können die betrof-
fenen Familien ihre Rentierzucht nicht mehr weiterführen, weil 
die Rentiere das Gebiet meiden. Gleichzeitig wird die Anlage als 
«grüne» und saubere Energie für einen ökologischen Wandel an-
gepriesen und bekommt so mehr Unterstützung als wir, die auf 
die negativen Auswirkungen hinweisen.

Ist die Förderung von erneuerbaren Energien nicht auch im 
Interesse der indigenen Gemeinschaften? 
Der Klimawandel betrifft alle Menschen und es müssen rasch 
Massnahmen getroffen werden. Es ist aber paradox, dass wir 
Sami unsere nachhaltige Lebensweise aufgeben sollen, damit 
die Welt nachhaltiger wird. Stattdessen müssten die Ursachen 
der Klimakrise bekämpft werden, die meiner Ansicht nach in 
der Idee eines immer grösseren Wirtschaftswachstums liegen. 
«Grüne Energie» mag daher gut klingen, aber es muss genau 
hingeschaut werden: Sind die Projekte wirklich klimafreundlich, 
sozial verträglich und gerecht? Wir mussten leider die Erfahrung 
machen, dass erneuerbare Energie zu einem «grünen Kolonialis-
mus» führt.

Was meinen Sie mit «grünem Kolonialismus»?
Damit meine ich, dass «grüne» Projekte wie Windkraftanlagen 
zu Landraub führen können. Das geschieht, weil unsere Rechte 
nicht ausreichend anerkannt werden. Es reiht sich ein in die 
Geschichte unserer Vorfahren und in die Geschichte von vielen 
indigenen Gemeinschaften dieser Welt – nur geschieht es jetzt 
im Namen des Klimas.

Was braucht es, damit die Energiewende nicht auf Kosten der 
indigenen Völker geht? 
Das Wichtigste ist die Anerkennung der Indigenenrechte, vor 
allem das Recht auf eine freie, vorherige und informierte Zu-
stimmung. Ein Unternehmen muss hierzu transparent in seinen 
Vorhaben sein und den betroffenen Gemeinschaften alle Infor-
mationen zur Verfügung stellen. Und die Forderungen und Ent-
scheidungen der indigenen Gemeinschaften müssen voll und 
ganz respektiert werden, egal wie sie ausfallen.

Was wünschen Sie sich von der Schweizer Bevölkerung? 
Die Sami sind die einzige indigene Gemeinschaft von Europa. 
Ihre Situation sollte uns als Europäerinnen und Europäer nicht 
egal sein. Es ist wichtig, dass die Schweizer Bevölkerung und In-
vestoren sich der Herausforderungen und möglichen Kosten auch 
bei erneuerbaren Energien bewusst sind. Ich erhoffe mir eine 
kritischere und differenziertere Haltung von der Öffentlichkeit 
gegenüber dem Konzept von «grüner» Energie.

Interview: Selina Pfeiffer GfbV-Praktikantin Kommunikation / Foto: Reto Widmer
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